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Demonstriert
gegen Krieg und
Militari smus!
01.12.2001, 11.00 Uhr

vor dem deutsch-niederländischen Korps
(Hindenbur gplatz)

Protestiert gegen
die neoliberale
Bildungsp olitik!

Aktionswoche vom
10. – 15. 12.2001
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Beim GATS-Abkommen geht es um
die Etablierung eines Grundrechtska-
talogs für multinationale Unternehmen,
eine Degradierung des Bürgers zum
Konsumenten und des Staates zum
Dienstleister.

Kommerzialisierung des
Bildungswesens als Teil der
Privatisierung des öffentli-
chen Dienstes.
Durch das GATS-Abkommen wird Bil-
dung zur Ware gemacht. Hochschulsy-
steme werden EU-weit besser aufein-
ander abgestimmt, so dass Bildungsein-
richtungen besser miteinander konkur-
rieren können. Nationale Bildungspoli-
tik und Gesetzgebung werden dem
Freihandel untergeordnet. Die entspre-
chenden Länder können bei Missachten
der Regeln des GATS-Abkommens

verklagt werden (die WTO kann Han-
delssanktionen erlassen).

Das, was die EU-Minister und der Eu-
ropäische Kommissar für Handel
(Pascal Lamy) in den laufenden GATS-
Verhandlungen zusagen, nimmt direk-
ten Einfluß auf den Alltag von Schüler-
und StudentInnen.

Nötig ist daher eine öffentliche Debatte,
mangels demokratischer Strukturen in
der EU fällt sie bisher unter den Tisch.
Instrumente des Freihandels, wie eben
das GATS, präsentieren sich gerne als
rationale Mittel zur Verfolgung eines
konsensfähigen, quasi politi sch neutra-
len Ziels, der Wohlfahrt aller. Dabei ist
es relativ einfach einen Konsens auszu-
handeln, wenn die Bevölkerung gar
nicht gefragt werden, bzw. diese Re-
gelungskompetenzen an ein handels-

rechtliches Schiedsgericht delegiert
werden. De facto werden innerstaatli-
che, in vielen Ländern demokratisch er-
reichte Rechts- und Gesellschaftssy-
steme durch sterile GATS-Regeln er-
setzt. Dem GATS ist eine Regelung
eingebaut, die zur fortschreitenden Li-
beralisierung aller Dienstleistungssek-
toren verpflichtet, so erleichtert dieser
Vertrag es den multinationalen Konzer-
nen und den weltweit vernetzten Wirt-
schaftslobbyisten, Druck auf ihre Re-
gierungen auszuüben.

Früher hatte der Staat eine prinzipielle
Allzuständigkeit, d.h. er konnte sich
z.B. für Arbeitnehmerschutzfragen ge-
genüber der Bevölkerung nicht für un-
zuständig erklären, während jetzt durch
die WTO (diese behandelt nur Handels-
fragen) Menschenrechts- Arbeitneh-
merschutz- und Umweltprobleme auf



andere Institutionen (UNCTAD, ILO
etc.) abgew� lzt werden k�n nen.

Gesundheit und Bildung sind Dienstlei-
stungen, wie Telekommunikation,
Energie- und Wasserversorgung. Sie
geh� rten bisher weitgehend zur staatli-
chen Infrastruktur unter dem Aspekt
der Daseinsvorsorge. Nun sollen sie
schrittweise zu Handelsg� tern werden,
wie auf dem Sektor der Telekommuni-
kation bereits geschehen.

Der Dienstleistungssektor macht 65 %
in der deutschen Wirtschaft aus. Hieran
erkennt man das große Interesse der In-
dustrienationen, diesen Bereich der
Wirtschaft zu liberalisieren.

Z.B. kann man davon ausgehen , dass
im Jahre 2025 die Nachfrage nach
Wasser um 65% h� her ist, als die ver-
f� gbaren Trinkwasserressourcen.

Beispiel: Bolivien musste auf Druck
der Weltbank die � ffentliche Wasser-
versorgung der Region Cochabamba
privatisieren ,diese wurde vom US-
Konzern Bechtel gekauft und der Was-
serpreis stieg innerhalb von Wochen
auf das Doppelte. Bolivianische Fami-
lien mussten ein Zwanzigstel ihres Ein-
kommens f� r die Wasserversorgung
ausgeben. Nach anhaltenden Protesten
und Massenstreiks der bolivianischen

Bev� lkerung wurde die Aktion zur� ck-
genommen, jetzt klagt Bechtel auf
Schadenersatz.

Im Bereich Gesundheit dr� ngt man zu
einer Angleichung an die amerikani-
schen Gesundheitssysteme: Vor dem
Crash in Seattle verk� ndete die US-
Amerikanische Handelsvertreterin
Charlene Bershekvsky ,dass es dem eu-
rop� ischen Gesundheitssystem, das den
amerikanischen Handelsinteressen un-
n� tigen Widerstand leiste, mittels der
WTO an den Kragen geht.

Beispiel Bildungswesen: Ableger eng-
lischsprachiger Hochschulen dr� ngen
auf den europ� ischen Markt. Die Un-
ternehmensberatung Merrill Lynch be-
zifferte in einer Studie den weltweiten
Bildungsmarkt der kommenden Jahre
auf 2200 Milli arden Dollar im Jahr.
Mehrere große deutsche Unternehmen
wollen z.B. im n� chsten Jahr eine eige-
ne Universit� t gr�n den, die Inernatio-
nale Business School. Der Aufsichts-
ratvorsitzende Gerhard Cromme hat die
Koordinierung der Planung � bernom-
men in Zusammenarbeit mit den Unter-
nehmenschefs Rolf Breuer (Deutsche
Bank), J� rgen Schempp (Daim-
ler/Chrysler), Ulrich Hartmann (E.ON),
Henning Schulte-Noelle (Alli anz).

So sagte Rolf Breuer auf der Tagung
Bad Homburg : „Die Universit� t liefert
nicht das ab, was der Unternehmer
braucht“ . Er kritisiert ,dass Deutschland
auf Absolventen aus dem Ausland an-
gewiesen sind, weil es den staatlichen
Hochschulen „an Internationalit � t man-
gelt und sie keine Eliten hervorbrin-
gen“.

Der von Referenten der Bremer Bil-
dungsbeh� rde ausgearbeitete Gesetzes-
entwurf besagt, dass Bremer Schulen
m� glicherweise „rechtsf� hige Anstalten
des Öffentlichen Rechts“ werden und
Tochterfirmen gr� nden d� rfen , mit de-
nen sie eigene Einnahmen erzielen
k�n nen. Schulen bekommen dann ein
festes Budget zum eigenst� ndigen
Wirtschaften und der Schulleiter wird
von einem kaufm� nnischen Leiter „un-
terst� tzt“ . Ihre im Unterricht herge-
stellten Produkte k�n nen mittels der
gegr�n deten Tochterfirmen verkauft
werden.

Wo geht’s hin? Offenbar zur Kommer-
zialisierung aller Lebensbereiche welt-
weit, als oberstes Prinzip und alternati-
vlose Tatsache. Fehlt noch: Geburt und
Tod. Aber selbst an deren Kommerzia-
lisierung wird gearbeitet.
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Aktionswoche gegen neoliberale Bildungspolitik
europaweit und in Münster

Studiengebühren,
Sparmaßnahmen,
Uni-Privatisierung...

Die Ziele der Bildung ändern
sich rapide, stellen sich in den
Dienst der privaten Wirtschaft.
Europa- und weltweit sehen sich
StudentInnen und Schüler mit

ähnlichen Problemen konfron-
tiert. Ursachen sind auch in der
EU-Politi k zu suchen.

Als es 1997 zum ¹Streikª der Studi e-
renden in der BRD kam, gab es Unter-
st� tzung von allen Seiten: Der Protest
sei berechtigt, die neoliberale Bil-
dungspolit ik der Regierung Kohl re-
formbed� rftig. Studis und Sch� lerInnen
lieûen sich vor den Karren von Sozial-

demokraten und Gr�n en spannen und
nicht wenige haben wohl tats� chlich
geglaubt, daû eine sozialdemokratische
Bildungspolit ik Verbesserungen brin-
gen w� rde. Tats�c hlich hat die SPD
populistisch versprochen, keine Studi-
engeb�h ren einzuf� hren. Wer©s ge-
glaubt hat, ist selber schuld: Nordrhein-
Westfalen ist eines der Bundesl� nder,
das sp� testen 2004 Geb�h ren f� r soge-
nannte ¹Langzeitstudentenª (das sind



Termine in der Aktionswoche
12.12., 12.00 Uhr im F1 (F� rstenberghaus, am Domplatz): Voll-
versammlung aller M�n steraner Bildungsbetroffenen: Sch� lerIn-
nen, LehrerInnen, StudentInnen, DozentInnen

13.12.: Aktionstag des Bidlungssyndikats M�n ster am Institut f� r
Soziologie

15.12.: Demonstration gegen Privatisierung und Studiengeb� h-
ren! Mit Besuch beim Landesparteitag der SPD in der Halle
M�n sterland! Die Sozialdemokraten haben uns nicht verraten, es
war nie etwas anderes von ihnen zu erwarten!

...und mehr

diejenigen, die nebenbei arbeiten m� s-
sen, um studieren zu k�n nen, diejeni-
gen, die aus Arbeiterfamili en kom-
men...) einf�h ren wird. Unter anderem
macht das die Chipkarte m� glich. Nie-
dersachsens Wissenschaftsminister
Thomas Oppermann (SPD) pl� dierte
l� ngst � ffentlich f� r die Einf�h rung von
Studiengeb�h ren. Betr� ge von bis zu
3.000 DM pro Jahr stehen im Raum.
Saarland und Bremen planen ebenfalls
Geb�h ren f� r Langzeitstudenten. In
Bayern wird schon jetzt beim Zweitstu-
dium hingelangt. 1000 Mark pro Seme-
ster m� ssen die StudentInnen ab dem
ersten Semester zahlen. Bundesweit
bieten die Hochschulgesetze mehrerer
Bundesl� nder die M� glichkeit, Geb� h-
ren f� r Aufbau- oder Erg� nzungsstudi-
eng� nge zu erheben. Auch in Rhein-
land-Pfalz ist man dieser M� glichkeit
aufgeschlossen. Der zu st� ndige Mini-
ster, J� rgen Z� llner, hatte vor einein-
halb Jahren die Diskussion um Studi-
engeb�h ren mit einem ganz neuen Vor-
schlag belebt: Gutscheine f� rs Studium.
Öffentlich verteidigte Bundesbil-
dungsministerin Buhlman die W� rt-
tembergischen Studiengeb� hren.

Jetzt zu klagen, die SPD h� tte Wahlver-
sprechen gebrochen und sei ganz ge-
mein, heiût darauf zu vertrauen, daû sie
es dann besser macht. Unsinn! Sie wird
wieder Versprechungen machen und
diese wiederum brechen – wie seit � ber
100 Jahren. Sie wird sich auf angebli-
che ¹Sachzw� ngeª zur� ckziehen und
den Bildungsbereich marktradikalen
Think-Tanks, kapitalistischen Organi-
sationen wie dem ERT (European
Round Table of Industrialists) oder dem
wirtschaftsnahen CHe (Centrum f� r

Hochschulentwicklung) � berlassen –
und zwar gerne, denn Bildung ist eine
Wirtschaftsressource und Sozialdemo-
kraten wie alle anderen Berufaspolit iker
scheiûen auf Bildung als Wert an sich.

Wer heute studieren will und sich damit
marktverwertbar machen will , geht so-
wieso an eine der aus dem Boden
schieûenden Privatuniversit� ten, einer
der uns� glichen Wiederentdeckungen
des neoliberalen Kapitalismus, und
zahlt 15.000 DM f� r ein Semester. Das
kann sich nat� rlich erst recht nur die
Elite leiste, die auch weiterhin unter
sich bleiben will .

L� ngst liegt die Weichenstellung in der
Hochschul- und Bildungspolit ik nicht
nur in den H� nden der Bundespolit iker.
Schaut man genauer hin, liegt der
Schl� ssel zu Politi kerversprechungen in
Br� ssel - in den H� nden der EU (die
wiederum sehr genau auf das h� rt, was
der ERT zu sagen hat)und nicht zuletzt
bei der WTO (World Trade Organisati-
on). Mit dem 1994 beschlossenem in-
ternationalen Handelsabkommen
"GATS" ist man dort zur Zeit auf dem
Wege, den Schul- und Hochschulsektor
in die H� nde der privaten Wirtschaft zu
legen. Dienstleistungen, darunter auch
Gesundheitsf� rsorge und Bildung, wer-
den unter GATS als handelbare Ware
deklariert.

Die Öffnung des Bildungssektors laut
GATS wird auf nichts anderes als eine
Privatisierung hinauslaufen und diese
ist in ihren Grundz� gen l� ngst im Rah-
men der EU ausgehandelt und auf  na-
tionaler Ebene nur noch umzusetzen –
soweit sie nicht sowieso schon lange
umgesetzt wird. Eine R� ckf� hrung des

Schul- und Hochschulbetriebes in
staatliche H� nde ist, sind diese Berei-
che einmal f� r die Privatwirtschaft frei-
gegeben, laut GATS-Vertrag praktisch
unm� glich.

Im Hinblick auf einen harten Wettbe-
werb um Sponsorengelder und eintr� g-
liche Koalitonen mit der freien Wirt-
schaft macht es in wirtschaftspoliti scher
kapitalistischer Logik also Sinn, zur
Attraktivit� tssteigerung mehr Geld in
die Forschung zu pumpen, w� hrend der
Lehrbetrieb weiter sponsorenreif ge-
spart wird. Also weiterhin volle H� rs� -
ale und Schulklassen trotz F� rdersprit-
zen f� r die demn� chst auch privatfinan-
zierte Forschung.

Human Ressources -
wie der Mensch zum
Rohstoff wird
L� ngst sind in off iziellen Dokumenten
und internationalen Vertr� gen innerhalb
der EU Arbeitnehmer, Sch� ler oder
Studenten zur Humanressource gewor-
den. Der Sprachgebrauch spricht B� n-
de: Da die Hauptaufgabe der Bildung
darin bestehen soll , Humanressourcen
im Dienste der Unternehmen auszubil-
den, verwundert es nicht, daû das Pri-
vatkapital - entsprechend der Marktlo-
gik - dem Bildungswesen die eigenen
Ziele und Priorit� ten aufzuzwingen
sucht. Bildung wird  als Marktsegment
behandelt. Politi ker akzeptieren nat� r-
lich bereitwill ig, daû der Markt � ber
Ziele und Organisation der Bildung be-
stimmt. Auch das in weiten Teilen noch
staatliche Bildungswesen versteht sich
als Zulieferbetrieb f� r maûgeschnei-
derte Humanressourcen.

So wird das Bildungswesen nach und
nach zu einem ¹Ort" mit Kriegskultur.
Die Trennlinie zwischen Gewinnern
und Verlierern verl� uft zwischen den
Inhabern umfangreicher und zuneh-
mend teurer erkaufter Bildung und un-
gebildeten Humanressourcen. In unse-
rem Bildungssystem wird die Auswahl
der ¹Bestenª immer wichtiger. Die Bi l-
dung von Eliteschulen und die lange
verp� nte Hochbegabtenf� rderung sind
dagegen l� ngst wieder gesellschaftsf� -
hig. Das Wissen, so die landl� ufige
Rechtfertigung der neoliberalen Globa-



KOMMT AM 1.12. UM 11.00 UHR ZUM
DEUTSCH-NIEDERLÄNDISCHEN
KORPS UND DEMONSTRIERT GEGEN
KRIEG UND MILITARISMUS!
Der Krieg ist in Afghanistan, vorbereitet

wird er hier!

li sierung, ist zur bedeutendsten Res-
source der "neuen Wirtschaft" gewor-
den (gerade in Europa!).

Neo-Liberalismus -
eine Lösung f� r die
"Chosen Few"
Verkauft wird die Logik des Neolibe-
ralismus als Weg zu Vollbesch� ftigung
und Gerechtigkeit. Welcher Irrtum,
zeigt doch gerade das Beispiel USA,
wo der Weg hinf� hrt: Trotz eines bei-
spiellosen Wirtschaftsboomes in den
90ern, trotz geringer Arbeitslosigkeit,
trotz des wohl weltweit h� chsten Ent-
wicklungsstandes in der Informations-
und Kommunikationstechnologie, trotz

Spitzenuniversit� ten bleibt das allge-
meine Schulbildungsniveau erb� rmlich.

Gespalten wird die Gesellschaft in der
Folge in produktive und unn� tze Hu-
manressourcen. Ein neo-liberales Ka-
stenwesen entsteht, aus dem es f� r die
Angeh� rigen des neuen Proletariats der
¹Nichwissenden" kein Entrinnen gibt.
Da in der Kaste der Wissenden nur be-
schr� nkte Humanressourcen ben� tigt
werden, muû der Zugang zu ihr elit � r
sein. ¹Moderne" Ausl� nderpoliti k zeigt,
wo der Weg hinf� hrt: Green-Cards f� r
die Kaste der Wissenden, Abschiebun-
gen f� r unn� tze Humanressourcen.

Es ist sinnvoll , gegen WTO, EU und
sonstwen zu protestieren, gegen die
Apologeten einer kapitalistischen Glo-

balisierung, die neben vielen anderen
Bereichen auch die Bildung betrifft.
Dar� ber sollten wir aber nicht verges-
sen, daû die Konsequenzen der Globali-
sierung uns hier treffen: Sei es die ge-
plante Privatisierung der Stadtwerke
(ebenfalls Konsequenz von EU-Politi k,
aber auch ¹vorauseilender Gehorsamª
der lokalen politi schen Elite) oder seien
es die Konsequenzen an den Schulen
und Unis. Daher wird auch in M� nster
vom 10. ± 15. 12. Eine Alktionswoche
stattfinden. Nehmt teil an den einzelnen
Aktionen der verschiedenen Gruppen
und stellt klar, daû ihr eine andere Bil-
dung wollt , daû ihr alle Bildung wollt ,
daû ihr daf� r nicht bezahlen woll t!
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Was die Universit� ten mit dem Mil it� r zu tun haben

Die Forderung ist alt: StudentInnen
haben schon oft betont, daß die (finan-
zielle) Bildungsmisere doch nicht sein
m� sse, wenn der Staat das Geld einfach
in die Bildung stecken w� rde anstatt in
die R� stung. F� r wesentliche „ Groß-
vorhaben“ hat die Bundeswehr von
1997 – 2001 eine Summe von 108 890,6
Milli onen DM eingeplant. F� r die so-
genannte „ Verteidigung“ wird – trotz
K� rzungen – vom Staat das dreifache
ausgegeben wie f� r die Bildung.

Innerhalb einer staatlichen Ordnung
mag die Forderung einer ¹Umvertei-
lungª dieser Gelder in Ordnung sein,
aber ganz so einfach ist das alles dann
doch nicht. Eindeutig wird die Gesell-
schaft weltweit, bundesweit und lokal
milit arisiert und ein Teil dieser Gesell-
schaft ist nun mal der Bildungsbereich,
konkret: die Universit� ten. W� hrend
StudentInnen f� r Feierlichkeiten,
Kundgebungen etc. Universit� tsgel� n-
de, insbesondere den Platz vor dem
Schloû gar nicht oder nur mit Ach und
Krach zur Verf� gung gestellt bekom-
men, darf das deutsch-niederl� ndische
Korps hier Zapfenstreich oder den Ab-
schluû der uns� glichen ¹M� nsteraner
Abendm� rscheª zelebrieren.

Das sind aber nur die sichtbaren Zei-
chen daf� r, daû die Universit� t mit Mi-
litarismus keine Probleme hat (wer
h� tte was anderes erwartet?). An Uni-
versit� ten wird geforscht, und For-
schung soll einen � konomischen Zweck
haben. Es ist kein Geheimnis, daû For-
schungen ± gerade in naturwissen-
schaftlichen Bereichen, aber nat� rlich
auch in den Geisteswissenschaften ±
auch vom Bundesministerium f� r Ver-
teidigung (im folgenden richtig
Kriegsministerium genannt) finanziert
werden, und das will nat� rlich verwert-
bare Ergebnisse sehen.

Die Uni M� nster hat im Jahr 2000 54.9
Milli onen DM an Drittmitteln f� r For-
schungszwecke ausgegeben. Nach den
Recherchen von Rainer Rill ing (Uni
Marburg) hat die Uni M� nster aller-
dings kein Geld vom Kriegsministeri-
um bekommen.

Also alles in Butter?
Keine milit � risch
relevanten Forschungen
an der Universit� t
M� nster?

Weit gefehlt. Der
¹Verteidigungª fehlt es
ja auch immer an Geld

und daher gibt es das Konzept des ¹du-
al useª, kurz gesagt: der Milit � risch-
Industrielle Komplex (MIK) wird hier
relevant. Forschungsprojekte werden
von Privatkonzernen oder deren Stif-
tungen finanziert, die Ergebnisse sind
dann sowohl im zivilen wie auch im
milit � rischen Bereich nutzbar. Die Uni
M� nster etwa geh� rt zu den renom-
miertesten im Bereich der zukunftsrele-
vanten Nanotechnologie ± einem Be-
reich, der das Milit � r nat� rlich bren-
nende interessiert.

Es ist nicht damit getan, eine Umver-
teilung von Geldern aus dem Milit � r- in
den Bildungsbereich zu fordern. Damit
sind die Milit aristen und Kriegstreiber
durchaus zufrieden. Sie sparen Geld
und bekommen dennoch, was sie wol-
len. Konsequenter Antimilitarismus
muû alle gesellschaftlichen Bereiche
durchdringen und immer fragen, wel-



che milit � rische Relevanz andere Be-
reiche haben k�n nten.

Nicht nur gegen den Krieg in Afghani-
stan und gegen die NATO, gegen das
Luftwaffentransportkommando und das
deutsch-niederl� ndische Korps, gegen
Zapfenstreiche und Abendm� rsche,
auch gegen Forschungen f� r das Milit � r
± ob offen oder verdeckt ± in M� nster
und anderswo werden wir demonstrie-
ren!

Ein Lehrstück in
Sachen Par la-
mentar ismus
Vor ein paar Wochen stimmte die gr� ne
Bundestagsfraktion Schilys Terrorpaket
Zwei zu, und damit einer Innenpolit ik,
f� r die Schwarz-Gelb vor f� nf Jahren
wohl kaum eine eigene Mehrheit ge-
habt h� tte und die Opposition ein sp� t-
tisches Lachen. Daf� r gab es ein paar
l�c herliche Zugest� ndnisse beim Zu-
wanderungsgesetz, was dann gleich
Kompromiss genannt wurde und � ber-
haupt ein bahnbrechender Erfolg gr� ner
Regierungspoliti k. Vor ein paar Jahren
w� ren sie noch auf die Barrikaden oder
nach Karlsruhe gegangen. Mit ein biû-
chen Gl� ck wird uns das Ausl� nderge-
setz jedoch in seiner unver� ndert uner-
tr� glichen Form erhalten bleiben, da der
Rechtsblock aus stumpfer Oppositi-
onslogik nicht mal einem Gesetz zu-
stimmt, in das der Innenminister ihre
geheimsten W� nsche in der Ausl� nder-
politi k fast unver� ndert ± wenn auch
etwas undeutlich ± reingeschrieben hat.
Das k�n nte man dann die unverkennbar
gr� ne Handschrift in der rot-gr� nen
Koaliti on nennen. Aber das reichte
noch nicht. Schr�d erscharping will sei-
ne Jungs ohne zu fragen in der ganzen
Welt rumballern lassen und verkn� pft
deshalb das entsprechende Erm� chti-
gungsgesetz mit der Vertrauensfrage.
Man k� nnte es auch Erpressung nen-
nen. Mit dem Ergebnis, dass zwar die
Mehrheit der Bef� rworter dieses Gesetz
im Parlament mit ¹Neinª quittiert, daf� r
aber seine Gegner in den eigenen Rei-
hen (es gibt ja nicht nur laute) zustim-
men. Dem Kanzler, der zwar rot-gr�n e

Geschlossenheit demonstrieren will,
aber seinen Koaliti onspartner eigentlich
nicht mehr braucht und ihn mit aller
Macht an den Abgrund treibt, wird das
Vertrauen ausgesprochen. Man h� tte 98
wohl mal die Parteiprogramme lesen
sollen, dann f� hlte man sich jetzt nicht
so verarscht. Oder?

99 ZZ KKZZ Y�Y � `̀ [[
** OOKKTT YYZZ KKTT
Call Center und die
Schattenseiten der
Dienstleistungsge-

sellschaft
Call Center schieûen � berall wie
Pilze aus dem Boden. Von der
Fahrplanauskunft bis zur Finanzbe-
ratung gibt es (fast) nichts, was die-
se Telefondienstleistungsagenturen
nicht anbieten. Der Boom der
Branche wird als Erfolgsgeschichte
gepriesen, die uns den Weg in die
Informations- und Dienstleistungs-
gesellschaft weist.

F� r einen groûen Teil der von Call
Centern erbrachten Dienstleistungen
gilt , dass sie keine auûergew�hn lichen
Qualifikationen erfordern und daher
von un- oder angelernten Besch� ftigten
erbracht werden k�n nen. Wichtigste
Voraussetzung ist lediglich ein eini-
germaûen passables Beherrschen der
Landessprache in Wort und Schrift. Ein
kleiner Unterschied besteht lediglich
zwischen Inbound- und Outbound-Call
Centern, da bei letzteren erst der Kon-
takt zum wahrscheinlich zun�c hst
misstrauischen Gespr�c hspartner herge-
stellt werden muss. Das erfordert ein
wenig mehr »kommunikatives Ge-
schick« ± nichts, was nicht binnen kur-

zer Zeit einge� bt werden
k�n nte. Die ansonsten
notwendigen Computer-
kenntnisse und die Regeln
f� r den Umgang mit den
Kunden k� nnen in einer
Anlernzeit von wenigen
Tagen erworben werden.
Auûerdem k� nnen gerade an
Hochschulstandorten Ver-
trautheit im Umgang mit
Computern und kommu-
nikative F� higkeiten als
Allgemeinbildung voraus-
gesetzt werden, die nicht
gesondert verg� tet wird.
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